Deutscher Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drucksache 419 


Mündlicher Beridit 

des Ausschusses für Arbeit 
(27. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes über die Beauftragung 
von Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege mit der 
nicht gewerbsmäßigen Arbeitsvermittlung zur Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts 

- Drucksache 223 - 


Berichterstatter: 

Abgeordnete Frau Dr. Bleyler (Freiburg) 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 223 — mit den aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen zuzu- 
stimmen. 


Bonn, den 31. März 1954 


Der Ausschuß für Arbeit 

Sabel Frau Dr. Bleyler (Freiburg) 
Vorsitzender Berichterstatter 


Drudt: Bonner Ünlversltäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur. Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heeer Bad Godesberg. Rheinallee 20. 
Telefon 3551 



Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes über die Beauftragung von Einrichtungen 
der freien Wohlfahrtspflege mit der nichtgewerbsmäßigen Arbeitsvermittlung 
zur Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 

- Drucksache 223 - 


mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(27. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über die Beauftra- 
gung von Einrichtungen der freien Wohlfahrts- 
pflege mit der nichtgewerbsmäßigen Arbeits- 
vermittlung zur Wiedergutmachung national- 
sozialistischen U nrechts 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Soweit Einrichtungen der freien Wohl- 
fahrtspflege außerhalb der Reichsanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung bis zum 30. Januar 1933 erlaubterweise 
Arbeitsvermittlung betrieben haben und diese 
Arbeitsvermittlungstätigkeit infolge von Maß- 
nahmen des nationalsozialistischen Regimes 
einstellen mußten, gelten deren Träger, soweit 
sie heute noch bestehen, oder deren Rechts- 
nachfolger, wenn ihnen seither ein neuer Auf- 
trag zur nichtgewerbsmäßigen Arbeitsvermitt- 
lung nicht erteilt worden ist, als gemäß § 1 
Abs. 2 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung, 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die Wieder- 
aufnahme der nichtgewerbsmäßigen Arbeits- 
vermittlung durch die Einrichtungen der 
freien Wohlfahrtspflege 


Der Bundestag hat das falgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) unverändert 


2 



Entwurf 

Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung 
vom 5. November 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1281) und seiner Durchführungs Vorschrif- 
ten mit der nichtgewerbsmäßigen Arbeitsver- 
mittlung im früheren Umfang beauftragt. 

(2) Die Absicht der Wiederaufnahme der 
Tätigkeit nach Absatz 1 ist unter Nachweis 
der Art und des Umfangs der früheren Tätig- 
keit der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung innerhalb von 
sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes anzuzeigen. Der Präsident der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung hat den Inhalt und Umfang 
des Auftrages nadi den Befugnissen festzustel- 
len, unter denen die Arbeitsvermittlung von 
Einrichtungen nach Absatz 1 am 30. Januar 
1933 durchgeführt wurde. 

(3) Sofern die Arbeitsvermittlung nicht 
innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes aufgenommen wird, gilt der 
Auftrag des § 1 als erloschen. 

§2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Beschlüsse des 2 7. Ausschusses 


(2) Die Absicht der Wiederaufnahme der 
Tätigkeit nach Absatz 1 ist unter Nachweis 
der Art und des Umfangs der früheren 
Tätigkeit der Hauptstelle der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung innerhalb von sechs Monaten nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes anzuzeigen. 
Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung 
hat den Inhalt und Umfang des Auftrages 
nach den Befugnissen festzustellen, unter 
denen die Arbeitsvermittlung von Einrich- 
tungen nach Absatz 1 am 30. Januar 1933 
durchgeführt wurde. 

(3) unverändert 


§ 2 

unverändert 


§ 3 

unverändert 
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